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Der schönste Beruf der Welt                                                                                  Margit Hähner (VS NRW)

Ich weiß nicht, welchen Beruf Sie ausüben. Vielleicht montieren Sie ja Autos bei Ford. Und wenn Sie das irgendwo verraten, auf einer Party zum Beispiel, dann fragt man Sie bestimmt interessiert nach dem neuesten Modell. Oder Sie sind Lehrer, dann dürfen Sie sich über all diese Besserwisser ärgern, die glauben, nur weil sie selber mal zur Schule gegangen sind, müßten Sie Ihnen gute Ratschläge geben. Möglicherweise sitzen Sie ja auch bei Aldi an der Kasse, dann werden Sie zu hören bekommen, wie unglaublich fix die Leute an der Aldikasse doch sind.

Sollten Sie allerdings zugeben, Schriftsteller zu sein - wahlweise auch Maler, Musiker, Tänzer oder Schauspieler -, dann wird man Sie erstmal erstaunt ansehen. Und dann wird man Ihnen in ungefähr einem Prozent der Fälle Fragen stellen wie: “Was schreiben Sie denn so?” oder: “Muß ich Sie kennen?”. Der absolute Favorit allerdings, der, der bei fast jedem Rennen als erster im Ziel ist und das Feld weit abgeschlagen hinter sich läßt, ist die Frage: “Kann man davon leben?”

Und um diese Frage auch gleich zu beantworten: Nein, meistens kann man nicht davon leben. Andererseits natürlich, das muß man zugeben, leben eine Menge Menschen von der Literatur. Verlage, Buchhandlungen, Agenten zum Beispiel leben davon, manche sogar verdammt gut. Der Schriftsteller selber dagegen kann in den seltensten Fällen von dem, was er zu Papier bringt, seine Miete und seine Lebensmittel bezahlen. Ein Mensch aus dem Literaturbetrieb, der Sie in seine große Villa an der Alster einlädt, ist garantiert Verleger und nicht Dichter.

“Aber”, werden Sie jetzt vielleicht einwenden, “es geht doch um Kunst und nicht um Knete.” Vielleicht sind Sie sogar ein wenig konsterniert, schließlich dachten Sie immer, der Dichter dichtet um des Dichtens willen. Ist denn der Künstler nicht ein Berufener, ein Auserwählter, ein Liebling der Götter? Sicher ist er das, persönlich zumindest ist er davon überzeugt, aber versuchen Sie mal, das einem Vermieter, dem Lebensmittelhändler oder den Stadtwerken zu vermitteln. Genausogut können Sie versuchen, Ihrem Verleger klarzumachen, daß die paar Kröten, die er für Ihr Werk rausrückt, ein Hungerlohn sind. Seien Sie doch lieber froh und dankbar, daß er Ihr Werk überhaupt herausbringt.

Natürlich kann auch der Dichter eine solide Erbschaft machen, die ihn aller Sorgen enthebt. Oder er hat sechs Richtige im Lotto. Oder er besorgt sich eine Million bei Günther Jauch. Leider sind diese Glücksfälle aber immer noch die Ausnahmen. Vielleicht aktiviert er ja auch seine kriminelle Energie, raubt eine Bank aus, läßt sich erwischen und verkauft auf der Stelle für viel gutes Geld die Rechte an seiner Geschichte. Aber auch das kommt - in diesem Fall zum Glück - so gut wie nie vor. Im Allgemeinen lebt der Schriftsteller von irgendwelchen Jobs, die ihm zwar das nötige Kleingeld einbringen, die ihn dummerweise aber auch vom Schreiben abhalten. Oder der Dichter ist verheiratet und läßt sich vom Ehepartner aushalten, was ihm allerdings ein schlechtes Gewissen macht.

Nun ja, werden Sie jetzt vielleicht einwenden, das mag ja alles sein, aber es muß doch auch Vorteile haben, ein Schriftsteller zu sein. Oder sind alle Künstler Masochisten? Nein, das sind sie nicht, und ja, natürlich hat das Dichterleben seine guten Seiten. Man muß nicht um 8 Uhr in der Frühe in einem Büro antreten und dort bis 5 Uhr bleiben. Man muß sich nicht mit dummbeuteligen Vorgesetzten herumärgern. Man muß sich nicht den ganzen Tag mit Dingen beschäftigen, die einen nicht die Bohne interessieren.

Aber glauben Sie jetzt bloß nicht, daß das Dichterleben, selbst wenn es finanziell abgesichert sein sollte, das reine Zuckerschlecken ist. Haben Sie auch nur eine vage Vorstellung davon, wie anstrengend und gesundheitsschädlich es ist, dem Klischée des Bohémiens gerecht werden zu müssen? Aber was bleibt einem übrig? Die Welt erwartet vom Künstler nun mal, daß er im Bett raucht, sich in zweifelhaften Kaschemmen die Nächte um die Ohren schlägt, nur unter Alkohol- und Drogeneinfluß seine Kreativität ungehemmt ausleben kann und im Hinblick auf Kleidung und Moral völlig verlottert daherkommt. Der Dichter muß in einer pittoresken Unordnung leben, die jede Putzfrau auf der Stelle kehrtmachen läßt, denn nur das ihn umgebende Chaos beweist sein Genie. In Filmen muß er sich sogar die Finger auf uralten mechanischen Schreibmaschinen wundtippen, weil die Muse die Begegnung mit neumodischem Kram wie dem Computer scheut.

Dafür, daß er all diese Entbehrungen auf sich genommen hat, wird er vielleicht nach seinem - möglichst frühen und dramatischen - Ableben berühmt werden. Dann haben wenigstens seine Erben noch einen warmen Geldregen zu erwarten - als Entschädigung dafür, daß sie seine Exzentrizitäten zu seinen Lebzeiten so geduldig ertragen haben.

3. Aktuelle Kulturpolitik 

In unserem Beitrag wollen wir beispielhaft den Umgang der öffentlichen Hand (Länder und Kommunen) mit Kunst und Kultur in der Bundesrepublik Deutschland beleuchten. Wir wollen dies im Wesentlichen mit Beispielen aus Nordrhein-Westfalen mit einer rot-grünen Landesregierung, Brandenburg (rot-schwarz), Sachsen (schwarz) und Thüringen (schwarz). Beginnen wir mit der Situation in NRW. In einem ersten Schritt soll die Situation in NRW untersucht werden. Hierbei wird besonders die Haushaltsentwicklung analysiert.

Nordrhein-Westfalen

Aktuelle Politik der Landesregierung in Nordrhein Westfalen

Im Koalitionsvertrag der 2001 wieder gewählten rot-grünen Landesregierung wurde als eine zentrale Aufgabe von Kulturpolitik festgeschrieben, dass Rahmenbedingungen, Arbeitsmöglichkeiten und Klima für eine optimale Entwicklung und Entfaltung der künstlerischen und kulturellen Potenziale geschaffen werden würden. Künstler und Kulturinteressierte  sollten  in der Landesregierung einen verlässlichen Partner haben. Die Kulturpolitik des Landes solle verstärkt als Entwicklungs- und Experimentierfeld für innovative Wege einer "Kulturpolitik als Strukturpolitik " genutzt werden und eine Spitzenposition in Europa erreicht bzw. ausgebaut werden.  Das Land wolle sich im Wettbewerb der Regionen profilieren. Die entstandenen kooperativen Arbeitsbeziehungen, Netzwerke der Kultur, gelte es zu nutzen und auszubauen. Neue Arbeitsplätze entstünden mehr als in anderen Bereichen bei Kultur und Kulturwirtschaft. Man wolle deshalb alles tun, um die bestehende Kulturlandschaft  zu erhalten und weiter zu entwickeln. Kunst und Kultur habe auch große wirtschaftliche Bedeutung. Sie lege Kreativität frei und fördere notwendige Innovationen in Zeiten gesellschaftlicher Umbrüche. Die kulturelle Bildung von Kindern im schulischen und außerschulischen Bereich solle durch Zusammenarbeit von Kultur und Schule verbessert werden.

Diese hehren Ziele wurden schnell im politischen Tagesgeschäft hinten angestellt. Schon im September 2001 wurde die Streichung der Landesmittel für Bibliotheksförderung und die Kürzung der Mittel für die Kultursekretariate beschlossen.

Der Landeshaushalt für das Jahr 2003 weist entscheidende Kürzungen im Kulturhaushalt auf. So werden z. B. bei den Kommunalen Bibliotheken insgesamt 1.155.000 € (= -41,6 %) eingespart. Im Bereich der Musikpflege und Musikerziehung beträgt das Einsparvolumen 2.432.500 € (= -12,8 %), insbesondere die Projektförderung in der Laienmusik ist mit 922.600 € (= - 90 %) betroffen. In der Theaterförderung ...  betragen die Kürzungen insgesamt 2.797.00 € (= - 6 %). Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände für die kommunalen Theater werden um 2.895.000 € (= -17%) reduziert. In der Bildenden Kunst müssen Kürzungen um rund die Hälfte bzw. 395.000 € hingenommen werden. Die Kürzungen in der Allgemeinen Kulturförderung und beim internationalen Kulturaustausch belaufen sich auf mehr als 50 % bzw. 1.336.000. Gravierend schlagen die Kürzungen bei der Regionalen Kulturförderung zu Buche, weil diese durch die Reduzierung um 2.332.600 € (ca 45 %) strukturell gefährdet wird. In der Filmförderung sind ebenfalls gravierende Einschnitte zu verzeichnen. Im Haushalt des Kulturministers werden hier 142.000 € (= - 12,7 %) gekürzt.

Im Doppelhaushalt 2004/2005 wurden die Ausgaben noch einmal um 13% oder um 16,4 Mio. € gekürzt. Alle Kürzungen aufzuzählen, würde den Rahmen dieser Ausführungen sprengen. Die größten Verlierer sind die Kultursekretariate und die Landestheater. Einige Einrichtungen sind jetzt in ihrer Existenz bedroht. Nur noch 0,27 (null Komma siebenundzwanzig) Prozent des Landeshaushaltes werden für Kultur ausgegeben. Dies ist weniger als der Kulturetat der Landeshauptstadt Düsseldorf. Die taz NRW titelte: „Nur bis zum Knie amputiert“ und der Kulturrat NRW fordert einen „Rechtsruck …… beim Komma“.

Großzügiger werden die Highlights gefördert.  Die für die erste RuhrTrienale 2002 bis 2004 vorgesehenen öffentliche Mittel und Mittel der Gesellschafter belaufen sich auf insgesamt rd. 42 Mio. €. Für Umbau- und Ausrüstungsmaßnahmen von Industriedenkmalen zu Triennale-Spielstätten wurden 54 3354 Mio. € aufgewandt. Diese Maßnahmen sind zu 90% aus Mitteln der EU sowie des Landes gefördert worden. Kritik an der Finanzierung wird durch die Aussage abgewehrt, dass Kürzungen im Landeshaushalt nichts mit der Finanzierung der RuhrTrienale zu tun hätten sondern, dass diese Mittel zusätzlich zur Verfügung gestellt worden seien. Ob sich die Trienale bewährt und der Kunst und Kultur in NRW neue Anstöße geben kann ist inzwischen mehr als zweifelhaft. Künstlerinnen und Künstler aus NRW werden bei der Durchführung kaum beteiligt. 

Es wird aber immer deutlicher, die Landesregierung konnte und kann ihre, in der Koalitionsvereinbarung genannten Ziele, nicht erreichen. Arbeitsplätze werden durch die Sparpolitik nicht geschaffen. Im Gegenteil, so wurden nach Aussage des Kulturpolitikers Keymis (GRÜNE) in den letzten sechs bis acht Jahren rund 6 000 von ca. 40 000 Arbeitsplätzen bundesweit abgebaut. Ob das Ziel, eine bessere kulturelle Bildung von Kindern im Rahmen der offenen Ganztagsschule erreicht werden kann, ist mehr als zweifelhaft. Die geplante finanzielle und personelle Ausstattung ist für eine qualitative Betreuung von Kindern viel zu niedrig angesetzt. Die Landesregierung hat dies selbst auch erkannt und läßt deshalb die Betreuung von Kindern ausdrücklich durch nicht ausgebildetes, billigeres und ehrenamtliches Personal (ABM-Kräfte, Eltern, Senioren, ältere Mitschüler usw.) zu. Musiklehrer, Künstler und Schriftsteller werden nur in Ausnahmefällen ein ordentlich vergütetes Angebot zur Mitarbeit bekommen. Ehrenamtliches Engagement wird dagegen eingefordert werden. 

Eine Besserung der Situation ist nicht absehbar. Aktuelle Aussagen von Landespolitikern aus NRW  bezüglich zukünftiger Entwicklungen lassen Übles befürchten. Ministerpräsident Steinbrück anlässlich des Jubiläums des Kultursekretariats Wuppertal: „

Aktuelle Kulturpolitik in den Kommunen NRW

Hauptträger von öffentlicher Kunst und Kultur in NRW sind traditionell die Kommunen. Diese legen ohne feste gesetzliche Vorgaben den Bedarf von Kunst und Kultur vor Ort fest und stellen die nötigen Finanzmittel, nicht, zur Verfügung. Jede Kommune in NRW geht hier ihren eigenen Weg.  Eine durch Parteiprogrammatik vorgegebene Vorgehensweise ist nicht feststellbar. Ebenso  wenig sind einheitliche Handlungsweisen, die durch die finanzielle Situation bestimmt werden, von "armen" und "reichen" Kommunen feststellbar. 

Einige Kommunalparlamente stellen in ihrem Haushalt für Kunst und Kultur mehr Mittel zur Verfügung. Hier wird, wie in Bochum, Kulturpolitik als Standortpolitik, als so genannter, weicher Standortfaktor aufgefasst und der Etat für Kunst und Kultur zumindest nicht gekürzt.  Andere nehmen selbst einmalige Gelegenheiten, Teilbereiche der Kultur langfristig, für Krisen wenig anfällig organisieren zu können, nicht wahr. Die Mehrheit im Rat der Bundesstadt Bonn, bestehend aus CDU und FDP und unterstützt von den GRÜNEN, weigern sich, 13 Mio. €, die Bonn aus dem Bonn-Berlin-Ausgleich zustehen, der  Beethoven-Stiftung zukommen zu lassen. Sie finanzieren damit lieber ein Kongresszentrum. 

In den meisten anderen Städten und Gemeinden in NRW wird jedoch der Haushalt für Kunst und Kultur mehr oder weniger rigoros zusammengestrichen. In vielen Kommunen werden die Kulturausgaben mit dem Rasenmäher gekürzt. So werden z.B. die Mittel in Dortmund linear um  5% und in Herdecke um 10% gesenkt. Dies ist in etwa die Bandbreite der pauschalen Kürzungen die wir in NRW vorfinden.

Aber auch in den neuen Ländern ist neben wenig Positiven viel Negatives im Bereich von Kunst und Kultur zu berichten. Als Beispiel eine kurze Betrachtung der Situation im Freistaat Sachsen und in Brandenburg.

Aktuelle Entwicklungen in Sachsen
Gesetz über die Kulturräume in Sachsen von 1994

Anders als in NRW wird aber in Sachsen versucht den Erhalt und die Förderung kultureller Einrichtungen und Maßnahmen im Freistaat Sachsen durch die Herstellung überörtlicher und regionaler Organisations- und Leistungsstrukturen zu organisieren. Kulturförderung wird als Pflichtaufgabe der Gemeinden und Landkreise im Kulturräumegesetz des Freistaates Sachsen festgeschrieben.

Kulturräumen sind ein Zusammenschluss von Kreisen und Gemeinden um die die Lasten gemeinsam zu tragen. Ländliche Kulturräume werden als Zweckverbände (Vogtland, Zwickauer Raum; Erzgebirge; Mittelsachsen; Leipziger Raum; Elbtal; Sächsische Schweiz/ Osterzgebirge und Oberlausitz/Niederschlesien).Die kreisfreie Städte Dresden, Chemnitz und Leipzig bilden urbane Kulturräume.

Die Gremien des Kulturraumes (Kulturkonvent, Kulturbeirat) unterstützen die Träger der kommunaler Kultur insbesondere bei deren Finanzierung und koordinieren die Aufgaben von überörtlicher Bedeutung, Für die Geschäftsführung richtet der Kulturraum ein Kultursekretariat ein.

Zwischen dem Freistaat und den Kulturräumen wird ein Lastenausgleich vorgenommen. Zuwendungen des Freistaates werden nach Maßgabe des jährlichen Haushaltsplanes und des Gesetzes über den Finanzausgleich mit den Gemeinden und Landkreisen des Freistaates Sachsen jährlich in Höhe von mindestens 76,6 Mio. € festgelegt. Bundeszuschüsse und sonstige Beiträge Dritter bleiben davon unberührt.

Es wird eine Kulturumlage, die in einer Kulturkasse verwaltet wird erhoben. Die Mitglieder der ländlichen Kulturräume beteiligen sich an den finanziellen Lasten. Die Mittelaufteilung erfolgt entsprechend der Anzahl der Einwohner, Steuerkraftmesszahl, Zuschussbedarf  der Einrichtungen und Maßnahmen und der Berücksichtigung zentraler Angebote.

Aber auch das Kulturräumegesetz kann heutzutage nur den Mangel verwalten und versuchen einen regionalen Ausgleich zu schaffen.

Finanzielle Bedingungen im Freistaat Sachsen

Denn auch die Staatsregierung im Freistaat Sachsen spart im Bereich von Kunst und Kultur. So werden die Haushaltsansätze ausweislich der statistischen Auswertungen des Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden für Theater und Musikpflege, Museen, Sammlungen und Ausstellungen, Bibliotheken, die sonstige Kulturpflege und der Kulturverwaltung von 289 Mio. € im Jahr 2002 auf 264,7 Mio. € im Jahre 2003 zurückgefahren. Das entspricht Kürzungen in Höhe von 8,4 %.

Besonders betroffen sind ähnlich wie in NRW die Bibliotheken. Hier beträgt die Kürzung 25,6 %. Pisa lässt auch hier grüßen. 

Auch in den sächsischen Gemeinden wurden die Kulturausgaben in den Haushalten von 2002 auf 2003 um durchschnittlich um 2% abgesenkt

Kulturpolitik in Brandenburg

Kulturelle Leistungen müssen für die Gesamtheit der Bevölkerung zugänglich sein.  In der Verfassung des Landes Brandenburg heißt es: „Die Kunst ist frei. Sie bedarf der öffentlichen Forderung, insbesondere durch Unterstutzung der Künstler. Das kulturelle Leben in seiner Vielfalt und die Vermittlung des kulturellen Erbes werden öffentlich gefordert. Kunstwerke und Denkmale der Kultur stehen unter dem Schutz des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbande. Das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbande unterstutzen die Teilnahme am kulturellen Leben und ermöglichen den Zugang zu den Kulturgütern.

Auch im Einigungsvertrag war der Erhalt der Standorte von Kunst- und Kultur im Beitrittsgebiet festgeschrieben worden. Diese Selbst(Verpflichtungen) wurden im Land Brandenburg sträflichst vernachlässigt. Viele Kultureinrichtungen und/oder der dazugehörenden künstlerischen Ensembles wurden abgewickelt bzw. geschlossen.

Ungeklärt ist bis heute die Umsetzung der herausragenden verfassungsrechtlichen Grundlage für 
Kunst und Kultur. Eine Gesetzgebung die eine stabile Kulturfinanzierung mittel- und langfristig garantiert fehlt bis heute. 

Die Entwicklung der Mittel für Kulturfinanzierung und Kulturförderung zeigen im Land Brandenburg einen kontinuierlichen Anstieg des bis zum Jahr 1994 und dann eine Abnahme ab dem Jahr 1995. Nimmt man die weiteren verfügbaren Mittel für Kunst und Kultur so steigt deren Gesamtumfang bis zum Jahr 1993 an. In den Jahren 1994-96 werden sie abgesenkt und steigen 1997-1999 wieder an und sind dann wieder in den letzten 5 Jahren erheblich gesunken.

Nach neuesten Daten des AK Kulturstatistik lag das Land Brandenburg bereits im Jahr 2000 im Vergleich der Pro-Kopf-Ausgaben für Kultur am Ende der Skala der ostdeutschen Flächenländer und bei etwa dem Durchschnittswert aller Flächenländer (61 €) pro Kopf insgesamt. Davon steuerte das Land 34 € und die Kommunen 27 € bei.

Situation an den öffentlichen Theater und Bühnen: 

Wenden wir uns jetzt den Sparten und Einrichtungen zu. Zuerst soll die Situation an den Theatern und Bühnen beleuchtet werden.


Beispiele aus NRW: 

Castrop-Rauxel

Westfälisches Landestheater Castrop-Rauxel

Im Vorfeld der Haushaltsberatungen zum Doppelhaushalt 2004/2005 des Landes NRW wurde bekannt, dass die Landestheater 2004 20% und 2005 40% einsparen sollen. Intendant Sebastian Heinrichs: "Das können wir unmöglich auffangen" und stellt fest, dass der Spielplan für die Saison 2004/2005 nicht mehr haltbar ist. Die CDU befürchtet um den Fortbestand der Landesbühne. Die SPD Landtagsabgeordnete Gabriele Sikora sieht einen "Gleitflug" für das Theater, sich zu verabschieden und auf das Auszustellen. Es gäbe aber noch ein "Fünkchen Hoffnung" für eine kurze Zeitspanne in der über Kooperationen oder neue Konzepte verhandelt werden könnte. Auch der Volksbühnen-Vorstand befürchtet das Ende und den Verlust von 65 Arbeitsplätzen für feste Mitarbeiter. Im Rahmen einer Sondersitzung verdoppelt der Rat der Stadt Castrop-Rauxel seinen Zuschuss auf 333000 €. Im Ergebnis werden die Zuschüsse für 2004 um 10% und 2005 um 5-10% gekürzt. Ob das Theater überhaupt oder nur noch als Jugendtheater überleben wird ist mehr als ungewiss.

Aachen

Am Aschermittwoch 2003 wurde durch die im Rat vertretenen Parteien ein Sparkonzept beschlossen, dem Theater 3,75 Mio. € Einsparung allein in der laufenden Spielzeit abzuverlangen ab 2004 eine Mio. € und ab 2005 1,2 Mio. einzusparen. Nach heftigen Diskussionen und Protestaktionen wurde ein Konsens erreicht. Demnach sollen in der laufenden Zuschüsse für die Spielzeit 2003/2004 um insgesamt 650 000 € reduziert werden, in der darauf folgenden um 750 000. Kulturdezernentin und Kämmerer haben sich aber auch darauf verständigt, im Ganzen 3,2 Mio. € aus den Rücklagen des Theaters zu nehmen. Außerdem beschloss der Stadtrat, dass ab der Spielzeit 2003/2004 die Eintrittskarte nicht mehr als Busticket gilt Einsparvolumen (60000 €) und eine Erhöhung der Eintrittspreise. Die Preissteigerung bewegt sich je nach Kategorie zwischen 6 und 13 Prozent.

Düsseldorf/Duisburg

Wie bereits schon dargestellt wird seit zehn Jahren bei der Deutschen Oper am Rhein (Theatergemeinschaft Düsseldorf - Duisburg) auf Mittelkürzungen durch die Kommunen mit Strukturveränderungen und Einsparungen, hauptsächlich im Personalbereich reagiert. Im November 2003 wurden nun die Zuschüsse der Städte bis 2006 fest geschrieben und nicht erhöht. Daraufhin wurden erneut Sparmaßnahmen in Höhe von ca. 7 Mio. € beschlossen. Als wichtigste Maßnahmen wurden festgelegt: die Anzahl der Aufführungen wird von 360 auf 280 vermindert. Des Weiteren werden frei werdende Stellen im Bereich des Chores nicht wieder besetzt. Bei Aufführungen fehlende Sänger werden durch billigere Laiensänger ergänzt. Beim Ensemble sollen ebenfalls Stellen nicht wieder besetzt werden. Im Mai 2003 wurde, die schon lange seit zwei Jahren geplante Umgründung der Theatergemeinschaft, einer privatrechtlichen Gesellschaft bürgerlichen Rechts, in eine privatrechtliche gGmbH durch die Oberbürgermeister der beteiligten Städte vereinbart. Begründet wurde dies mit einer Verkürzung der Entscheidungswege, mit einer Erhöhung der Entscheidungskompetenz vor Ort und der leichteren Aufnahme neuer Gesellschafter. Wir waren von Anfang an der Meinung, dass alle geplanten Maßnahmen in der alten Rechtsform möglich gewesen wären und vermuteten, dass mit der Umgründung eine Tarifflucht geplant war und hatten von Anfang an unseren Widerstand angekündigt. Auch der Betriebsrat wehrte sich seit Beginn der Diskussion gegen eine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen. Im September 2003 soll nun über die Gründung der neuen gGmbH entschieden werden. Die Deutsche Oper am Rhein wird weiterhin die Tarifverträge des öffentlichen Dienstes anwenden. Unabhängig von der Umgründung wurde zwischenzeitlich eine Verkürzung der tariflich vereinbarten Arbeitszeit für die Arbeiter von 40,5 Wochenstunden auf 38,5 Wochenstunden verhandelt, um so den geringeren Bedarf von Arbeitszeit wegen der verminderten Anzahl der Aufführungen nachzuvollziehen. In diesem Zusammenhang erklärte sich die Geschäftsleitung per Tarifvertrag dazu bereit, für die Beschäftigten die Tarifverträge des öffentlichen Dienstes anzuwenden und nicht die wesentlich schlechteren Tarifverträge des künstlerischen Bereiches (NV Bühne).

Diese Beispiele sollen für die Beschreibung der Situation in den alten Ländern genügen. In den neuen Ländern stellt sich die Situation noch einmal dramatischer dar.

Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen

In diesen Bundesländern regieren der Rotstift und die „Fusionitis“, außerdem stehen die Schließung von Sparten und Theatern stehen auf dem Spielplan. 

Im Sommer 2003 wurden das Mitteldeutsche Landestheater Wittenberg und im Dezember 2003 das Reformtheater Zeitz geschlossen. Schließungspläne bestehen auch für die Stadthalle Görlitz. Seit der Spielzeit 2003/2004 gibt es im Theater Erfurt und in der Nordhausen/Lohorchester Sonderhausen Theater GmbH kein Schauspiel mehr. 

Die Fusion des Thüringer Landestheaters in  Eisenach mit dem Theater in Rudolfstadt ist gescheitert und beide Theater gehen wieder getrennte Wege. Danach wurde die Fusion des Eisenacher Theaters mit  Theaterstiftung in Meiningen angestrebt. Auch diese Fusion kam nicht zustande. Für Eisenach bedeutet das die Liquidierung des Chores und eines Teils des Orchesters. In Meiningen wird zum Ende der Spielzeit das Ballett aufgelöst. Im Thüringer Landestheater Rudolstadt das nach der Auflösung der Fusion mit Eisenach wieder selbstständig ist soll über Veränderung der Einzelarbeitsverträge ein Absenken des Lohnniveaus erfolgen. 

Das Theater der Landeshauptstadt Magdeburg wurde zu Beginn des Jahres 2004 mit den Freien Kammerspielen zusammengelegt. Schon seit der laufenden Spielzeit gibt es die Sparte Kabarett an diesem Theater nicht mehr. Sie wurde aufgelöst. Die mit Wirkung vom Januar 2004 geplante Fusion des Deutsch-Sorbischen-Volkstheaters Bautzen mit dem Sorbischen National-Ensemble Bautzen ist gescheitert, weil die Sorbische Stiftung laut Finanzierungszuweisung durch den Bund und das Land Brandenburg nur sorbische Kultur fördern darf. Bei einer Fusion würden Teile des Geldes auch für das deutschsprachige Theater verwendet werden. Damit sind wegen der bürokratischen Vorgaben sowohl das Sorbische Nationalensemble als auch das Deutsch- Sorbische- Volkstheater in ihrem Bestand gefährdet. Am 17. April gab es einen Krisengipfel zur Finanzsituation der Theater Plauen/Zwickau GmbH. Der Gesellschafter, die Stadt Zwickau, will ihre Finanzierungszusage um 1 Mio. € in den nächsten drei Jahren kürzen.Der Kulturpalast Dresden und die Dresdner Philharmonie sollen fusionieren. Die Staatsoperette und das Theater Junge Generation, beide kommunal, sollen mit dem Staatsschauspiel Dresden, Träger ist hier das Land Sachsen, zu den Vereinigten Bühnen Dresden fusionieren. Davon erhoffen sich die Rechtsträger eine Einsparung von 240 Arbeitsplätzen. Gleichzeitig sollen die Dresdner Kunst- und Kultureinrichtungen durch Zuschussreduzierung den Haushalt der Stadt konsolidieren helfen.

Für die Theater Weimar, Altenburg/ Gera, Nordhausen/ Lohorchester Sondershausen, Freiberg, Annaberg und Dessau wurde über Haustarifverträge das Lohn- und Gehaltsniveau eingefroren. Im Musiktheater Görlitz werden durch die Theaterleitung im besonderen Maße Verzichte von den Beschäftigten erwartet, da zwei Gesellschafter, die Stadt Hoyerswerda und die Stadt Bautzen, zum Jahresende 2003, ihre Mitgliedschaft gekündigt haben. In einem Haustarifvertrag, der bis Juli 2005 fixiert ist, wurde ein Einkommensverzicht in Höhe von 14,1 % verhandelt, um die Arbeitsplätze am Theater zu sichern. Jetzt soll ein weiterer Verzicht von ca. 10 % bis 2007 erfolgen. Diese Forderung auf Gehaltskürzung ist bundesweit einmalig. Im Theater Zittau wurde mit allen Beschäftigten unter Umgehung der Gewerkschaft vereinbart, die Tarifsteigerungen bis zum Jahr 2007 auszusetzen. Im Theater Chemnitz läuft ein Haustarifvertrag zum Ende der Spielzeit 2004/05 aus. Eine Konzeption zur Weiterführung ist nicht bekannt. 

Die Bühnen der Stadt Leipzig stehen unter starkem Druck durch eine angespannte Haushaltssituation. Die städtischen Zuschüsse wurden abgesenkt und eine Erhöhung dieser gesenkten Zuschüsse für die Zukunft ausgeschlossen. Das Gewandhaus kann dies noch über erhöhte Preise abfangen. Die anderen Theater können dies nicht. In der Oper soll aus diesem Grund die Ballettschule privatisiert werden. Wieder einmal wird auch die Ausgliederung der der zentralen Theaterwerkstätten, die für alle Theater der Stadt arbeitet, gefordert. Ein Gutachten aus dem Jahr 2003 legt der Stadt Leipzig nahe, diesen Schritt aus Kosten- und Qualitätsgründen zu unterlassen.

Die Stadthalle in Chemnitz soll noch die Halle der ehemaligen Wanderer-Werke übernehmen. Diese arbeitet fast nur noch mit Aushilfskräften.

Beispiel Brandenburg 

Auch in Brandenburg ist der  Kahlschlag bei den Theatern und Bühnen fast abgeschlossen.

Zur Wendezeit gab es im Land Brandenburg folgende Theater und Bühnen:

Das Kleist-Theater Frankfurt/Oder war ein Mehrspartentheater mit 320 Beschäftigten. Zuerst wurde 1990 das Ballet abgewickelt. Danach folgten der Chor, das Orchesters, das Musiktheater und zum Schluss das Schauspiel. Seit 1997 gibt es kein Theater mehr in der sich international gebenden Universitätsstadt. 


Das Theater Brandenburg ein Mehrspartentheater mit fast 300 Beschäftigten besteht heute nur noch aus einem Orchester mit weniger als 100 Musikern und einigen Verwaltungsmitarbeitern. Kürzlich inszenierte dieses Theater ein Schauspiel von Rolf Hochhuth ausschließlich mit Gästen. Diese Aufführungen waren immer ausverkauft. Das Theater musste aber pro Abend 3.500 € zuschießen die es nicht mehr aufbringen kann. Über erhöhte Eintrittspreise lassen sich in einem der ärmsten Länder der Bundesrepublik mit einer Arbeitslosenquote von durchschnittlich 18 % derartige Veranstaltungen nicht finanzieren.

In den Städten Brandenburg und Frankfurt/Oder wurden mit EU-Mitteln Kongreßzentren gebaut und eröffnet. Diese erhielten auch Theatersäle. Gleichzeitig wurden die künstlerischen Ensembles der Theater entlassen. 

Das Staatstheater Cottbus, ein Mehrspartentheater mit 460 Beschäftigten und einem Musiktheater, Chor, Ballett, Orchester, Schauspielensemble. Das Ballet wurde inzwischen eingespart. Es ist das 
einzige Mehrspartentheater des Landes Brandenburg mit noch 340 Beschäftigten. Die Landesregierung plant nun dieses Landestheater zu privatisieren und ab 2006 keine regelmäßigen Zuschüsse mehr in den Haushalt einzustellen. Es ist zu vermuten, dass dieses Mehrspartentheater dann nicht mehr als solches existieren kann und mindestens eine Sparte geschlossen werden wird.


Die Neue Bühne Senftenberg war ein Mehrspartentheater mit 185 Beschäftigten. Das Ballett gibt es ebenfalls seit der Wendezeit nicht mehr. Später wurden das Orchester mit 52 Musikern, das Musiktheater mit Chor und ein Großteil des Schauspieles geschlossen. Heute ist dieses Theater ein Zweckverband mit 80 Beschäftigten. Es lebt heute von Auftragsproduktionen und ist Kinder- und Jugendtheater für die gesamte Region.


Das Hans-Otto-Theater Potsdam ebenfalls ein Mehrspartentheater mit einem Sinfonieorchester, einem Musiktheater, Chor und einem Schauspiel mit mehr als 300 Beschäftigten besteht heute nur noch als reines Schauspiel einem Kinder- und Jugendtheaterbereich und 172 Beschäftigten.


Das Theater Schwedt war immer ein Schauspielhaus. Als solches ist es in Verbindung mit Kino, kulturellen Veranstaltungen und multikulturellen Angeboten weiterhin ein Kulturstandort für die Region.. 

Musikschulen/Orchester: 

Nicht nur bei Theater und Bühnen wird gespart. Auch den musikalischen Einrichtungen werden die Mittel zusammengestrichen und Einrichtungen werden geschlossen. Beginnen wir wieder im Westen.

Beispiel NRW: 

Beginnen wir auch hier wieder mit zwei beispielhaften Beispielen:

Heiligenhaus

Bei der Suche nach Einsparpotentialen ist man nun auch bei der Musikschule fündig geworden. Ganze Sparten werden nicht mehr unterrichtet (Gitarre, Geige, Flöte und Klavier). Offensiv will der Förderverein der Musikschule nun verstärkt um Spenden werben. Weitere Kürzungspläne für Jugend- und Kultureinrichtungen in Höhe von 30 000 € wurden bekannt. Dies könnte das Aus von Einrichtungen bedeuten.

Kamp-Lintfort

Der Bürgermeister wies darauf hin, dass den Lehrern seitens klargemacht worden sei, dass die Stadt nicht in der Lage sei, den Lehrern der Musikschule ein ausreichendes Gehalt zu bezahlen. Eine Schülerin: „ … Mein Lehrer will kündigen, weil er zu wenig Geld bekommt…“. Der Beschluss der Mehrheit aus CDU, SPD und FBG 2002, der eine tarifkonforme Bezahlung ablehnte, wirke sich, so die GRÜNEN, im nachhinein hinsichtlich der Qualität und Motivation an dieser Schule verheerend aus.

Die oben beschriebenen Vorgehensweisen sind keine Einzelfälle. Folgende Handlungsstränge in unterschiedlichen Kombinationen finden wir im ganzen Land. Folgende Maßnahmen sind zum großen Teil schon realisiert bzw. befinden sich in der Planung. Bei vielen Musikschulen in NRW werden  bzw. die kommunalen Zuschüsse eingefroren (z.B. Essen), gekürzt  (z.B. Bielefeld, Gescher, Gladbeck, Kreismusikschule Gütersloh, Haltern, Hemer, Herdecke, Höxter, St. Augustin, Velen) oder zukünftig ganz gestrichen (z.B. Bad Honnef). Personal wird abgebaut (z.B. Minden und Velbert). Die Elternbeiträge werden erhöht (Bocholt, Essen, Gladbeck, Haltern). Der Unterricht wird ausgedünnt (z.B. Bielefeld). Musikschullehrern wird immer öfter ein Honorarvertrag, anstatt eines Arbeitsvertrages angeboten (z.B. Höxter). Rechtsformänderungen bzw. die Privatisierung von Musikschulen (z.B. Marl)  sind ebenfalls im Gespräch. Erste Musikschulen wurden schon geschlossen (z.B. Beverungen, Borgentreich bzw. wurde die Schließung beschlossen (Bad Honnef, Nottuln) bzw. wird über die Schließung diskutiert (z.B. Warstein).

Beispiele aus Sachsen, Thüringen und Brandenburg

Auch in den östlichen Bundesländern wird gekürzt. Einige wenige Beispiele mögen genügen:

Chemnitz

In der Musikschule Chemnitz wurden alle festangestellten Musikschullehrkräfte mit Wirkung zum 30. September 2003 gekündigt. Ihnen wurde vorher ein Aufhebungsvertrag angeboten. Gleichzeitig erhielten sie Honorarverträge, da die Stadt beabsichtigte, sie als freie Mitarbeiter weiter zu beschäftigen. 

Weimar

Im Zweckverband der Musikschule Weimar sollen die Beschäftigten auf 50% ihrer Zuwendung verzichten

Plauen

Im Konservatorium Plauen sollen die Beschäftigten auf ihre Zuwendung verzichten

Der Druck auf die Kollegen ist so hoch, dass sie dies einzelvertragliche zugestehen.

Ein Teil der Musikschulen wurde in Bezirkstarifvereinbarungen zur Absenkung der Arbeitszeit einbezogen. Im Regelfall haben die Rechtsträger allerdings auch ohne Abschluss von Bezirks-Tarifverträgen Verzichtsleistungen von Beschäftigten gefordert.

Im Orchesterbereich sind in den letzten Jahren das Sinfonie-Orchester Potsdam, das Kammerorchester Prenzlau geschlossen und das Tanz- und Unterhaltungsorchester Eberswalde bis zur Unkenntlichkeit reduziert worden.

Bibliotheken:
Trotz Pisa-Studie und der darin beklagten mangelnder Lesekompetenz von Schülerinnen und Schülern in Deutschland wird auch bei den Bibliotheken gekürzt und es werden Standorte geschlossen

NRW: 

Bielefeld

Bis 2005 sollen bei den Bibliotheken 650 000 € eingespart werden. Die Stadtteilbibliotheken Brake und Brodhagen sind schon geschlossen, Baumheide, Dornberg und Heepen sollen folgen. Im Jahr des 100. Jubiläums der Stadtbibliothek soll Jöllenbeck folgen.

Essen

Nachdem ursprünglich geplant war drei Stadtteilbibliotheken zu schließen, wurden die Sparpläne noch einmal überarbeitet um diese Schließungen zu vermeiden. Um den zuletzt angepeilten Spareffekt von gut 600 000 € zu erreichen, arbeite man nun an einem Konzept, das mit Kooperationspartnern, mit der Einbindung von billigeren Honorarkräften, ehrenamtlicher Mitarbeiter genauso wie studentischer Hilfskräfte und ABM-Stellen die drei Filialen vor dem Aus zu retten. In der Konkretisierung der Maßnahmen werden zusätzlich in einigen Bibliotheken die Öffnungszeiten drastisch reduziert, die Personalreserve verringert und die Säuberung der Bücher durch die „Bücherwaschfrauen“ dem Sparkurs zum Opfer fallen.

Moers

Die Zweigstellen der Zentralbibliothek in Scherpenberg und Meerbeck werden geschlossen. 

Geplant ist weiterhin die Weiterführung der Ausleihe durch ehrenamtliche Kräfte. 48 000 € 2003 und 34 000 € in den Folgejahren stehen für die Maßnahme zur Verfügung.

Wie bei den Musikschulen kann man auch bei den Bibliotheken ähnliche Vorgehensweisen feststellen. Die Maßnahmen sind ebenfalls schon teilweise realisiert bzw. befinden sich in der Planung. Bei vielen kommunalen Bibliotheken in NRW werden die kommunalen Zuschüsse gekürzt  (z.B. Heiligenhaus, Hemer). Personal wird abgebaut (z.B. Witten; Wuppertal). Bibliotheken sollen von ehrenamtlichen Kräften betreut werde. (z.B. Bad Honnef). Rechtsformänderungen bzw. die Privatisierung von Bibliotheken (z.B. Dingden und Loikum) wurden durchgeführt. Weiterhin werden Nebenstellen von Bibliotheken geschlossen (z.B. Hamminkeln, Recklinghausen, Solingen, Witten, Wuppertal) bzw. wird über die  komplette Schließung diskutiert (z.B. Bergisch Gladbach, Hamminkeln).

Sachsen 

Vor 10 Jahren gab es im Freistaat Sachsen noch 295 Bibliotheken im kommunalen Bereich. Jetzt sind es  noch 230. Dies entspricht einem Rückgang von. 23%.In ihnen arbeiten heute noch 800 festangestellte ArbeitnehmerInnen. Das sind 35% weniger als vor 10 Jahren.

Dresden

2003 und 2004 wurden verschiedene Schulbibliotheken ("Fritz Löffler", Großzschachwitz) und Schulbibliotheken (Seidnitz, Zschertnitz) geschlossen.

Leipzig

Geschlossen wurden die Stadtteilbibliothek Mölkau und die Zweigstellen Liebertwolkwitz, Lößnig.

Chemnitz

Geschlossen wurden die Stadtteilbibliothek "Georg Weerth" und die Kinderbibliothek Sonnenberg

Plauen
Die Stadtteilbibliothek Chrieschwitz wurde geschlossen und 6 Schulbibliotheken der Vogtlandbiblithek werden nur noch ehrenamtlich betreut.

Museen: 

Wenn die Politik die Mittel für Kunst und Kultur zusammenstreicht bleiben die Museen nicht verschont.

Es folgen einige wenige Beispiele:

NRW: 

Witten

Heimatmuseum: Regelmäßige Öffnungszeiten sind der Stadt wegen der Personal- und Betriebskosten zu teuer.

Märkisches Museum: Die Sammlung wird seit Jahren nicht mehr durch Ankäufe erweitert, Fremdausstellungen werden nur noch mit Sponsorengeldern durchgeführt. Die Erlössituation soll mit „Rahmenprogrammen“ verbessert werden. Matineen, Soireen mit Jazz, Blues, Klassik einschließlich Gastronomie, Kunst und Kulinarisches soll miteinander verbunden werden.

Marl

Die Rechtsform des Skulpturenmuseums soll geprüft werden. Es wird an die Gründung einer Stiftung gedacht. Des Weiteren soll die Verwaltung eine Gebührenordnung vorlegen, mit der ein Eintrittsgeld von zwei bis drei € erhoben werden kann. Bislang war der Eintritt frei. Zudem soll das Museum die Bewachung von drei auf zwei Beschäftigte herunterfahren.

Münster 

Das Westfälische Landesmuseum für Kunst und Kulturgeschichte in Münster lebt nur noch von der Substanz. Selbst das Herzstück des mit nur vier Ausstellungen ohnedies schmalen Jahresprogramms 2003 sei herausgerissen worden, so der Museumschef.

Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen 

In allen drei Ländern wird nach Möglichkeiten gesucht die Ausgaben für die Museen nicht weiter ansteigen zu lassen. In Sachsen wurden z.B. die unter Landesträgerschaft stehenden Festung Königstein und das Schloss Augustusburg mit dem Ziel nicht mehr die Tarifverträge des öffentlichen Dienstes anwenden zu müssen privatisiert. 

Dresden

Das Hyiene-Museum Dresden wurde ebenfalls privatisiert. Hier konnte aber der Tarifvertrag gesichert werden. Museenverbünde sind aktuell in der Stadt Dresden im Gespräch. 

Ziel all dieser Maßnahmen in Sachsen sind die Verringerung der Kosten über Personalabbau und/oder der Abbau von tariflichen Leistungen. 

Weimar

Die Stadt Weimar wollte ihre wirtschaftlichen Beteiligungen neu ordnen. Eine Bündelung der kommunalen Unternehmen und Einspareffekte waren geplant. Betriebe sollten zusammengelegt und Branchenholdings gegründet werden. Kritik, auch von ver.di, wurde vor allem wegen fehlender Mechanismen für Steuerung und Controlling geübt. Verwirklicht wurde von diesen Plänen im Januar 2003 nur die Fusion von zwei Einrichtungen der Hochkultur in Weimar, der Stiftung Weimarer Klassik und den Kunstsammlungen zu Weimar. Trotz der Zusammenlegung müssen diese Einrichtung  in ihrer jetzigen Form auch in der Zukunft, wegen fehlender finanzieller Mittel um ihren Bestand fürchten.

Brandenburg 

Auch in Brandenburg entstehen Gebilde die nur unter dem Spardiktat der öffentlichen Hand zu erklären sind.

So wird die einzigartige Kunstsammlung Cottbus mit dem Staatstheater Cottbus zusammengeführt und in eine Stiftung ohne ausreichende Finanzgrundlage überführt.

Zusammenfassung:

Die Haushaltsberatungen in den Kommunen machen überdeutlich – was nicht zu den gesetzlichen Pflichtaufgaben gehört, wird rigoros zusammengestrichen. Einer der Hauptleidtragenden sind die Träger von Kunst und Kultur – öffentliche Theater und Bühnen, Musikschulen, freie Kunst- und Theaterszene etc. Die Einsparmaßnahmen sind vielfach Existenz bedrohend, es geht an die Substanz. Über Jahrzehnte aufgebaute Strukturen werden endgültig zerschlagen. Hier einige Beispiele:

· In vielen Kommunen in NRW werden die Kulturausgaben nach dem Rasenmäherprinzip gekürzt.

· Weniger Aufführungen, Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen von Beschäftigten, Personalabbau auf der einen Seite und Erhöhung der Eintrittsgelder auf der anderen Seite sind heute gängige Vorgehensweisen um mit der Finanzkrise an Theatern und Bühnen umzugehen.

· Die Elternbeiträge werden erhöht. Der Unterricht wird ausgedünnt. Musikschullehrern wird immer öfter ein Honorarvertrag, anstatt eines Arbeitsvertrages angeboten. Rechtsformänderungen bzw. die Privatisierung von Musikschulen sind ebenfalls im Gespräch. Erste Musikschulen wurden schon geschlossen bzw. wird über die Schließung diskutiert .

· stellen. Die kommunalen Zuschüsse werden gekürzt. Personal wird abgebaut. Bibliotheken sollen von ehrenamtlichen Kräften betreut werden. Rechtsformänderungen bzw. die Privatisierung von Bibliotheken werden durchgeführt. Weiterhin werden Nebenstellen von Bibliotheken geschlossen bzw. wird über die  komplette Schließung diskutiert.

· Bei den Museen können außerdem keine Sonderausstellungen mehr durchgeführt werden und die Öffnungszeiten werden verkürzt. 

Gerade das Zusammenstreichen der kommunalen Finanzmittel für Kunst und Kultur führt zu einer Verödung der Kulturlandschaft. Die Ausbildung von Nachwuchs geht zurück. Neues findet kaum noch Förderung. Die Angst in einen "Flop" zu investieren wird weiterhin zunehmen. Kunstexperimente werden unabhängig von ihrem Ausgang, nicht mehr finanziert werden können. Neue Impulse werden weniger werden und eine Weiterentwicklung der Kunst wird langsamer vorangehen. 

Wenn der Trend anhält werden in einigen Jahren die sog. freiwilligen Leistungen, zu denen auch die Ausgaben für Kunst und Kultur zählen,  in den meisten Kommunen  komplett gestrichen worden sein.  Privates Engagement wie Sponsoring, das Gründen von Stiftungen, das Spenden sammeln durch Freundeskreise u.a. wird diese Finanzlücke nicht schließen können. Ebenso wenig wird die Event-Kultur diesen Finanzausfall ersetzen können. Diese kann sich nur auf finanziell attraktive Veranstaltungen an  wenigen Standorten beschränken, denn sie optimiert und vermarktet Vorhandenes aus wirtschaftlicher Sicht. Ein Stillstand in der kulturellen Entwicklung ist für einen längeren Zeitraum ebenso nicht auszuschließen. Kultur wird für viele Bürgerinnen und Bürger vor Ort nicht mehr stattfinden.

Am unspektakulärsten, am unauffälligsten sind die Kürzungen von Mitteln für einzelne Projekte, Ausstellungen und Konzerte. Das in der Vergangenheit durchgeführte Veranstaltungen plötzlich weggefallen sind fällt oftmals nur wenigen Personen auf. In einer kleinen Gemeinde handelt es sich oftmals um einen unspektakulären Betrag von vielleicht 1000 Euro für eine Veranstaltung oder ein Projekt. In der Summe kommen so aber allein in NRW Millionen von Euro zusammen. Gerade der Wegfall solcher lokaler Mittel für Konzerte, für Lesungen, für Ausstellungen oder für Engagements wirken sich für die Bürgerinnen und Bürger sowie die aktiven Künstler mit am deutlichsten aus. Aus der Vergütung für solche Veranstaltungen bezieht die Gesamtheit der Künstler einen wichtigen Teil ihres Einkommens. Dieser Ausfall ist für die einzelnen Künstler nur sehr schwer kompensierbar. 

Außerdem gehen gerade Nachwuchskünstlern die Möglichkeiten der ersten Auftritte verloren. Es fehlen die Möglichkeiten sich auszuprobieren, eine gewisse Erfahrung zu sammeln und die ersten Gagen zu verdienen. Auch die Chance bei Nichteignung unspektakulär wieder von der Bühne abzutreten zu können geht verloren.

Für die neuen Länder muss festgestellt werden, dass ca. 2/3 der kulturellen Einrichtungen seit der Wende geschlossen wurden. Eine Freie Szene konnte sich in den letzten Jahren durch den kreativen Einsatz Einzelner entwickeln. Sie konnte jedoch kein Ersatz für Identität stiftende kulturelle Einrichtungen werden. 


4. Soziale Lage von Künstlern - 20 min 

Anna Dünnebier (VS NRW)

Folie - Anzahl der Künstler 


1. Wie viele freischaffende Künstlerinnen und Künstler (bildende Kunst,

Musik, darstellende Kunst) leben und arbeiten in Deutschland?

In Deutschland gab es nach den aktuellsten Ergebnissen des Mikrozensus im

April 2002 

164 000 Selbständige in künstlerischen Berufen. 

Darunter wurden

24 000 Musiker, 

15 000 darstellende Künstler und Sänger, 

30 000 bildende Künstler (freie Kunst) und 

47 000 bildende Künstler (angewandte Kunst) nachgewiesen.

2. Wie viele angestellte Künstlerinnen und Künstler (bildende Kunst, Musik,

darstellende Kunst) leben und arbeiten in Deutschland?

In Deutschland gab es nach den Ergebnissen des aktuellsten Mikrozensus im

April 2002 

173 000 Angestellte in künstlerischen Berufen. 

Darunter wurden

24 000 Musiker, 

22 000 darstellende Künstler und Sänger und 

47 000 bildende Künstler (angewandte Kunst) nachgewiesen.

Quelle: Deutscher Bundestag, Drucksache 15/2275 

Folie - Künstler und Einkommensentwicklung 


Wie haben sich nach Erkenntnissen der Bundesregierung die Einkünfte

von freischaffenden Künstlerinnen und Künstlern (bildende Kunst, Musik,

darstellende Kunst) in den vergangenen zehn Jahren entwickelt, und welche

Trends sind festzustellen?

Insgesamt haben sich die Einkünfte der selbständigen Künstlerinnen und

Künstler nominal leicht positiv, im Vergleich zu den übrigen Erwerbstätigen

unterdurchschnittlich entwickelt.

Quelle: Deutscher Bundestag,15. Wahlperiode, Drucksache 15/2275, 19.12.2003

Folie - Künstler und Verdienste

Wie hoch sind nach Erkenntnissen der Bundesregierung die Einkünfte aus

künstlerischer Arbeit von freischaffenden Künstlerinnen und Künstlern

(bildende Kunst, Musik, darstellende Kunst) im Durchschnitt?

Das durchschnittliche Jahreseinkommen der selbständigen Künstlerinnen und

Künstler (alle Bereiche) in Deutschland in den letzten 10 Jahren, jeweils zum

1. Januar beträgt nach den Anmeldungen bei der Künstlersozialkasse:

Jahr
Einkommen in Euro



1994
10.172

1995
10.502

1996
10.854

1997
10.793

1998
10.786

1999
10.956

2000
11.173

2001
11.332

2002
11.074

2003
11.144

Quelle: Deutscher Bundestag,15. Wahlperiode, Drucksache 15/2275,19.12.2003

Folie - Künstler und Arbeitslosigkeit  


Wie hoch ist der Anteil von künstlerisch Ausgebildeten/Tätigen an der

Arbeitslosenzahl heute, und wie hat sich die Zahl in den vergangenen

Jahren entwickelt?

Die Bundesanstalt für Arbeit (BA) weist die Arbeitslosen nicht nach ihrem

Ausbildungsberuf aus, sondern nach dem so genannten Zielberuf. 

Im September 2002 suchten 25.706 (0,65 %) der Arbeitslosen nach einer Beschäftigung als Künstlerin oder Künstler. 

1995 waren es 16.404. Dies waren 0,47% aller Arbeitslosen. 

Quelle: Deutscher Bundestag,15. Wahlperiode, Drucksache 15/2275,19.12.2003

Folie - Künstler und Rente


In welcher Höhe werden Versorgungsleistungen erbracht?

Die Gesamthöhe der Versorgungsleistungen, die an selbständige Künstlerinnen und Künstler erbracht werden, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Der Durchschnitt der der Künstlersozialkasse gemeldeten Arbeitseinkommen in den Bereichen bildende Kunst, Musik und darstellende Kunst liegt im Jahr 2003 bei rund 10 200 Euro (für alle Sparten, einschließlich des Bereichs Wort: rund 11 100 Euro).

Daraus ergibt sich pro Jahr der Beitragszahlung nach dem gegenwärtigen Stand eine monatliche Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung von knapp 10 Euro, 

d. h. bei z. B. 40 Beitragsjahren 400 Euro monatlich. 

Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass Rentenanwartschaften in vielen Fällen nicht nur aufgrund einer selbständigen künstlerischen Tätigkeit, sondern daneben oder zu anderen Zeiten auch aufgrund einer anderweitigen Erwerbstätigkeit, insbesondere einer Beschäftigung, erworben werden. Hierüber sowie über den Umfang privater Vorsorge liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

Quelle: Deutscher Bundestag,15. Wahlperiode, Drucksache 15/2275,19.12.2003
Wovon leben AutorInnen?                                                     Anna Dünnebier (VS NRW)

Wovon leben Autorinnen und Autoren? Ich selbst habe, als ich anfing zu schreiben, vom Radio gelebt, Hörspiele, Glossen, Kommentare, Kulturberichterstattung, ein halbes Jahr auch von einem Literaturpreis, später vom Fernsehen, weil das besser bezahlt. Aus der Fernsehzeit habe ich in eine gute Pensionskasse und in eine Wohnung einzahlen können, sodass ich im Alter nicht nur von der Rente leben muss, die aus der Künstlersozialversicherung kommt - das wäre wohl kaum möglich.

Die Künstlersozialversicherung hat gerade neue Zahlen veröffentlicht. Fast 36.000 Autoren, Journalisten, Kritiker und ähnliche sind bei ihr im "Bereich Wort" versichert, mit einem durchschnittlichen Einkommen von 1090 Euro im Monat. Journalisten sind etwas besser dran und heben das Gesamtbild; Autoren kommen nur auf 887 Euro im Durchschnitt - ALLE Autoren wohlgemerkt, Bestsellerschreiber eingeschlossen. 

Vor ziemlich genau zehn Jahren habe ich für eine Diskussion über die wirtschaftliche und soziale Lage von Autoren eine kleine Privatumfrage gemacht - privat, weil es seit 30 Jahren keine offiziellen Daten mehr gibt. Meine Umfrage unter meinen schreibenden Bekannten war weder wissenschaftlich noch repräsentativ - aber sehr aufschlussreich. Und heute kann ich gut vergleichen, was sich geändert hat. 

Mein Ergebnis von damals: Bei den meisten kam das Radio vorn, und ganz vorn das Hörspiel. Hörspiel wurde gut bezahlt - 12- 15.00 Mark, also manchmal mehr als der Vorschuss für einen Roman. Geschichten, Kinderfunk waren beliebt, rein journalistische Arbeiten wie Berichte und Reportagen weniger - aber beliebt war auch der Zwitter, das Feature: Dokumentation, aber auch literarisch, recherchiert, aber auch gestaltet, eine Mischung aus Originalaufnahmen, die per Schnitttechnik gestaltet werden, und geschriebenem Text.

Die zweitwichtigste Einnahmequelle für meine Auskunftgeber waren Lesungen. Man bekam zwischen 400 und 1000 Mark pro Abend, bei Schullesungen manchmal weniger. Eine Kollegin aus Leipzig berichtete damals, sie habe in Nachwendezeit zunächst mit Schullesungen überlebt. "Lesungen sind mein Leben," sagte sie, und beschrieb ihren Zustand mit "arm dran, aber gut drauf". Manche schätzten wie sie den Kontakt mit dem Publikum, andere fuhren eher mürrisch hunderte von Kilometern durchs Land, und die Faszination von Eisenbahnabteilen oder Kleinstadthotels ist nicht unbedingt überwältigend.

Fast jeder und jede hatte auch ein- oder mehrmals ein Stipendium oder einen Preis  bekommen. Alle Bundesländer und auch viele Städte vergeben Förderstipendien,  das hilft zwar nur für eine befristete Zeit, aber es hilft - zum Beispiel, um ein Buch fertigzuschreiben, das sonst vielleicht nicht beendet würde.

Erst an dritter Stelle kamen Bücher. Zwei Autorinnen berichteten mir, dass Bucheinnahmen ein Drittel ausmachten - gleichrangig neben Lesungen und Radio oder Fernsehen. Beide schreiben sowohl Sachbuch wie auch Roman, beide berichteten von entnervenden Verhandlungen wegen Vorschusszahlungen. Ohne Buch-Vorschuss ging es nur mit Krediten von der Familie bzw. vom Freund.

Eine Prosa-Autorin, die vom Übersetzen lebt, sagte mir, dass sie drei Bücher Belletristik pro Jahr übersetzt und noch dazu an vier Abenden an der Volkshochschule unterrichtet. Davon kann sie leben, aber nichts zurücklegen, um sich eine Pause zum eigenen Schreiben zu erlauben. Ihre unzähligen Ideen und Ansätze, sagte sie, verlören sich immer in den fremden Büchern, die in zwei Sprachen von morgens bis abends ihren Kopf füllten. Sie schreibt sehr schöne Erzählungen - aber sehr sehr wenig.

Zwei Autorinnen, die gut beim Radio verdienen, erzählten mir, welche beängstigende Menge von Sendungen sie schreiben müssten, um tatsächlich GUT zu verdienen, viel zu viel, es fresse einen auf, eine Pause zum Nachdenken oder zum Aufnehmen von Neuem sei nur schwer freizuschaufeln. Und wenn sie denn, so eine der beiden, einmal das schreiben wolle, was ihr besonders am Herzen liege, nämlich einen Roman, dann laufe das darauf hinaus, dass ihr Freund sie während der Schreibzeit ernähre.

Von auskömmlichem Einkommen bei erträglicher Arbeitsbelastung berichteten damals nur diejenigen Autoren, die hauptsächlich fürs Fernsehen schrieben, Drehbücher oder Features. Ein leichtes Leben ist das auch nicht, bei Drehbüchern reden viele hinein, Redakteure, Regisseur, Schauspieler-Stars, es müssen viele Änderungen gemacht und zahlreiche Neufassungen geschrieben werden, und  Autorin oder Autor müssen viele Kompromisse machen und viel Eigenes opfern - aber am Ende wird auch gut bezahlt. 

Immerhin eine Autorin berichtete, sie lebe gut vom Bücherschreiben. Sie ist Kinderbuchautorin. Sie schreibe gern, sagte sie, bis zu sechs Bücher pro Jahr mit hohen Auflagen. Viele würden übersetzt. Ich habe das ein bisschen atemlos angehört, sechs Bücher pro Jahr. Manche, hat sie beruhigend gesagt, seien Bilderbücher, da mache sie nur vier Schreibmaschinenseiten. Beim vorigen 4-Seiten-Buch kamen aus der ersten Halbjahresabrechnung schon 7000 Mark, und es laufe prächtig weiter. Der Schnitt seien so 20 bis 26 Seiten. Davon könne man doch sechs pro Jahr! Ich habe sie als erfreuliche Ausnahme verbucht.

Ihr geht es auch heute noch gut. Obwohl sie keine sechs Bücher mehr loswird. Verlage sind zögerlicher; manche Verlage, bei denen sie gut eingeführt war, gibt es nicht mehr. Und sonst? Die lukrativen Radio- Hörspiele und Features sind sehr viel seltener geworden. Sender haben Termine gestrichen, Hörspielabteilungen verkleinert. Und es wird auch nicht mehr so gut gezahlt. Beim WDR z.B. gibt es gewerkschaftlich ausgehandelte Mindesthonorare: Für 55 Minuten Hörspiel 3460 Euro, für ein ebenso langes Feature 2925 Euro. Früher wurde meist weit über dem Mindestsatz gezahlt, hinzu kamen Widerholungen. Nun rücken Honorare mehr und mehr in Nähe von "mindest", und für manche Sendeform wird zumindest die erste Wiederholung nicht mehr extra bezahlt. Bei anderen Sendern sieht es eher noch schlechter aus.

Von Freien Autoren hörte ich vergangenes Jahr Äußerungen wie diese: "Beim Schulfernsehen werden die Honorare für 30 Minuten um ein Drittel gekürzt." "Autorenhonorare für Kurzberichte von zweieinhalb Minuten wurden gekürzt - im Sommer gab es 217 Euro, jetzt nur noch 195." "Rezensionen von Büchern und Hörbüchern,  gut sieben Minuten lang, wurden mit 481 Euro bezahlt. Die Rubrik wurde umgestellt, anders benannt - und jetzt gibt es für dieselbe Sendezeit 435 Euro - also 46 weniger." Bei einer anderen Sendung wurde eine Art "Baukasten-System" eingeführt, bei dem einzelne Arbeitsgänge wie Recherche, Schreiben, Sprechen, O-Töne einzeln bewertet werden - macht insgesamt weniger als das vorherige Pauschalhonorar. Alles immer noch im Rahmen der garantierten Mindesthonorare.

Gerade in den vergangenen Wochen habe ich mit zwei Kolleginnen gesprochen, die bisher auf der positiven Seite verbucht werden konnten und deutlich über dem Durchschnittshonorar der Künstlersozialkasse lagen. Die eine Autorin hat bisher recht gut mit dem Schreiben fürs Radio verdient. Sie hat mir sehr genau vorgerechnet, dass sie fast 50 Prozent mehr arbeiten muss, wenn sie genauso viel wie bisher verdienen will. Natürlich will sie das, und sie arbeitet entsprechend mehr. Das kann nicht lange gut gehen, denn sie war bisher schon sehr fleißig und schnell.

Die andere hatte bisher immer gute Buch-Honorare, alle zwei Jahre hat sie ein Buch veröffentlicht, abwechselnd Sachbuch und Roman. Dafür gab es ausreichende Vorschüsse, anschließend Honorare für Zweitauflagen und Taschenbuchrechte. Die Hälfte der Einkünfte kam aus Lesungen. Nun hapert es an beidem. Verlage sind zögerlicher, machen nur noch Selbstläufer, am liebsten eingekaufte Bestseller aus Amerika. Ihr Verlag, mit dem sie seit vielen Jahren arbeitet, kaut missmutig auf ihrem neuen Thema herum und will auf keinen Fall einen Vorschuss in der Höhe zahlen, die er vor zwei Jahren ohne Problem bewilligte. Taschenbücher werden geschoben; da vom vorletzten Sachbuch die Taschenbuchausgabe erst jetzt mit vier Jahren Verspätung erschienen ist, wird vom jetzigen noch keins geplant. Und die Lesungen. Da wird sie voll von den Kürzungen der Landes- und Stadt-Haushalte getroffen. Lesungen veranstalten Bibliotheken - die ringen selbst ums Überleben; Volkshochschulen - denen wurde drastisch der Etat gestrichen;  Organisationen wie Gesellschaft für Literatur oder Bödecker-Kreis, die von Landesmitteln leben. In NRW wurde der Gesellschaft für Literatur in diesem Jahr 20 Prozent gestrichen, im folgenden verschwinden noch einmal 20 Prozent. 

Wir Verband deutscher SchriftstellerInnen haben mit relativ bescheidenen Mitteln der Gesellschaft für Literatur viele große Lesungen und auch sehr große Literaturfeste angeschoben - jedes Mal konnten wir zusätzliche Mittel von Städten und Sponsoren einwerben. Was wird, wenn der Grundstock fehlt?

Wovon leben AutorInnen? Das fragt man sich allmählich mit Sorge. Wenn es so weiter geht, werden wir wohl dem Beispiel des hinreißenden Lyrikers aus dem 15. Jahrhundert folgen müssen, Francois Villon. Da er sich von Gedichten nicht ernähren konnte, lebte er davon,  Pilger auszurauben. Aber Pilger gibt es ja heute auch nicht mehr.

5. (Erfolgreiche) Aktionen gegen Kulturabbau - 10 min

Kulturgespräche mit Politiker führen - Kölner Aktionsbündnis gegen Kulturalbau

Der Haushaltsplan der Stadt Köln für 2004 sah eine radikale Kürzung des gesamten Bereichs Literatur, Kunst, Theater, Musik vor. Die freie Szene wurde gegen die städtischen Theater ausgespielt, die Musikschulen gegen die Künstler. Was die Stadt nicht vorausgesehen hatte: Die Kulturszene ließ sich nicht spalten. Gemeinsam führten wir große und kleine Aktionen durch. Zu einer öffentlichen Protestveranstaltung lud verdi Fachbereich Medien und Kunst die Kulturpolitiker aller Parteien. Was Kämmerer und Bürgermeister wohl auch nicht vorausgesehen hatten: Diese Politiker fühlten sich mehr mit der Kultur solidarisch als mit ihren jeweiligen Parteien. Eine denkenswerte Veranstaltung - und es gab noch viele ähnliche. Die geplanten radikalen Kürzungen wurden teilweise zurückgenommen.

Schulbibliothekspartnerschaften - Bsp: Köln 

Ende 2002 wurde durch Zufall bekannt, daß die Stadt Köln plante, die Bibliothekarsstellen in den Kölner Schulbibliotheken einzusparen. Die Fachkräfte sollten durch Ehrenamtliche (z.B. Eltern) ersetzt werden.
Die Eltern an den betroffenen Schulen protestierten gegen diese Pläne, denn, so befürchtete man, Ehrenamtliche seien nicht in der Lage, das Fachpersonal zu ersetzen. Letztlich würde ein solches Vorgehen zu einer Schließung der Schulbibliotheken führen. Also gründete man eine Elterninitiative gegen die Sparpläne der Stadt. Die Schirmherrschaft übernahm Hedwig Neven-Dumont. Kölner SchriftstellerInnen (zumeist aus dem VS) übernahmen Patenschaften für die betroffenen Bibliotheken. Bis jetzt konnten nicht nur die Kündigungen verhindert werden, sondern die Initiative erhielt auch die Preuskermedaille für ihr Engagement.


Demonstration und Aktionen 

Dresden

Umfassende Aktionen zur Abwehr von Haushaltskürzungen im Kunst- und Kulturbereich gab es in den letzten Wochen in Dresden. Die Stadt hatte für die Haushaltsplanung 2004 und die Konsolidierung in den Folgejahren ein Konzept vorgelegt, das tiefe Einschnitte in der Mittelzuführung für die Staatsoperette, das Theater Junge Generation, die Dresdner Philharmonie, bei den Bibliotheken und soziokulturellen Einrichtungen vorsah. Die Dresdner Musikfestspiele, die es seit 1974 gibt und die weltweit Gäste anziehen, sollten geschlossen werden.

Unter Beteiligung von ver.di formierte sich massiver Widerstand gegen diese Politik. Angefangen von einem Medienstammtisch mit Politikern und Betroffenen zur Theaterfinanzierung, über eine große Protestkundgebung am 3. März, an der über 6.000 Menschen teilnahmen, einer 48 Stunden dauernden Mahnwache Dresdner Künstler und Kulturschaffenden vor dem Kulturpalast, Unterschriftensammlungen und die Bildung einer Menschenkette um das Rathaus am Tag der Entscheidung der Stadträte.

Die Dresdner Musikfestspiele konnten gerettet werden und ihren Bestand wurde auch für die Zukunft gesichert. Nicht zurück genommen wurden die hohen Streichungen für die anderen Bereiche. 

Frankfurt/Oder

Gegen die Schließung des Theaters in Frankfurt/Oder wurden verschiedene Aktionen wie Demonstrationen, Diskussionsrunden im ORB, Landtagsdebatten, einem Gespräch mit dem Ministerpräsidenteneden Stolpe usw. sowie ein dreiwöchiger Hungerstreik eines Künstlers und eines Technikers durchgeführt. Trotz alledem gibt es dieses Theater nicht mehr

Bürgerbegehren

6. Thesen "Zukunft der Kultur" - 20 min 

Thesen zur Enquete-Kommission »Zukunft der Kultur«

Das Arbeitsprogramm der Enquete-Kommission des Deutschen Bundsstages  »Zukunft der Kultur« ist breit angelegt und die Ergebnisse werden von nicht zu unterschätzender Auswirkung für die Arbeits- und Lebenssituation der Künstlerinnen und Künstler in der Bundesrepublik sein. ver.di als größte Gewerkschaftsorganisation von Kultur- und Medienschaffenden will mit den nachfolgenden Thesen das Augenmerk auf einige zentrale Fragen lenken, die im Focus der weiteren Arbeit der Enquete-Kommission stehen sollten. Eine öffentliche Diskussion darüber im Interesse der Künstlerinnen und Künstler ist ausdrücklich erwünscht.

These 1
Eine kulturelle Grundversorgung für alle Bürgerinnen und Bürger ist ebenso Voraussetzung für unsere Gesellschaft wie die Freiheit der Künste unverzichtbare Voraussetzung für einen demokratisch verfassten Staat

Kunst und Kultur sind Ausdruck von Lebensqualität, Kreativität und Innovation und bei der Schaffung dieser Faktoren für die Funktionsfähigkeit unserer Gesellschaft unverzichtbar. Noch sichert die öffentliche Kulturfinanzierung eine nahezu umfassende kulturelle Grundversorgung mit breiten Zugangsmöglichkeiten für alle Bürgerinnen und Bürger. Sie gewährleistet außerdem künstlerische Freiheit und sichert wirtschaftliche Eigenständigkeit sowie das damit verbundene notwendige Maß an künstlerischer Unabhängigkeit.

These 2
Die Krise der öffentlichen Kulturfinanzierung wurde wissentlich herbeigeführt

Die Krise der öffentlich finanzierten Kultureinrichtungen sowie freier Träger und Projekte ist das Ergebnis einer permanenten Einnahmenkrise. Die öffentlichen Träger und Zuwendungsgeber (Kommunen und Länder) befinden sich in einer strukturellen Krise, die durch eine politisch veranlasste und damit gewollte Steuer- und Abgabenpolitik herbeigeführt wurde. Ohne eine nachhaltige Änderung dieser Politik ist der Zusammenbruch der bisher weitgehend öffentlich getragenen Kulturlandschaft nicht mehr aufzuhalten.

These 3
Kunst und Kultur muß Pflichtaufgabe werden.

Eine dauerhafte, ausreichende Kulturfinanzierung durch die öffentliche Hand kann nur durch die Verankerung von Kunst und Kultur als Pflichtaufgabe in den in den Verfassungen des Bundes und der Länder gesichert werden

These 4
Privatisierung von kulturellen Einrichtungen ist keine Lösung

Neben der generellen Aufgabe von Kultureinrichtungen haben nahezu alle Privatisierungen öffentlicher Dienstleistungen im kulturellen Sektor zu einer Verteuerung der Angebote verbunden mit einer Ausdünnung der Leistungen für die Bürgerinnen und Bürger in der Fläche geführt.

These 5
Eine Privatisierung öffentlicher Kultureinrichtungen liefert diese schutzlos den mit der weltweiten Deregulierungsstrategien (z.B. GATS-Prozess) verbundenen negativen Folgen aus

In den Diskussion über den »Vorteil« von Privatisierungen wird auch übersehen, dass der Dienstleistungssektor und mit ihm die kulturellen Angebote (Dienstleistungen) europa- und weltweiten Deregulierungsstrategien ausgesetzt sind. Völlig unbeachtet und deshalb unterschätzt ist bisher auch bei derartigen Umwandlungen das mit den GATS-Verhandlungen verbundene Risiko.

These 6
Die soziale und wirtschaftliche Lage von Künstlerinnen und Künstlern in der Bundesrepublik ist gemessen am Wohlstand der Gesellschaft und den Durchschnittslöhnen und -gehältern beschämend desolat

Die letzte Enquete, mit der eine umfassende Erhebung zur sozialen und wirtschaftlichen Lage von Künstlerinnen und Künstlern verbunden war, liegt mehr als 30 Jahre zurück. Eine umfassende Neuerhebung aller relevanten Daten wäre dringend erforderlich. Doch auch die existierenden Daten und Teiluntersuchungen weisen auf unmittelbaren Handlungsbedarf hin. Die Daten der Künstlersozialkasse belegen deutlich, dass freischaffende Künstlerinnen, Schriftsteller, Übersetzerinnen und Publizisten am unteren Ende der Einkommensskala zu finden sind. Insbesondere die älteren unter ihnen müssen mit einem Einkommen leben, das nicht selten dicht an oder sogar unter der Armutsgrenze liegt.

These 7
Tarifverträge sind ein wichtiger Faktor für Bestand, Qualität und Sicherung der deutschen Kulturlandschaft 

Der Umgang mit verschiedenen Tarifverträgen ist eine Managementaufgabe, die der Leitung aller Kultureinrichtungen abverlangt werden kann. Tarifverträge sind Teil und tragende Säulen unserer sozialstaatlichen Wirklichkeit. In einer vorrangig vom Deutschen Bühnenverein (DBV) angestoßenen Debatte werden insbesondere die Tarifverträge des öffentlichen Dienstes als Hauptursache für die Probleme in den deutschen Theatern ausgemacht. Diese Auffassung ist falsch, unehrlich und hat einen völlig einseitigen, interessengeleiteten Hintergrund.

These 8
Die Einführung eines Künstlergemeinschaftsrechtes kann neue Möglichkeiten zur Finanzierung von Kunst und Kultur sowie der Verbesserung der Lage von Künstlerinnen und Künstlern erschließen

Die Kunst lebt von der Auseinandersetzung mit dem Vorangegangenen sowie seiner Fortentwicklung. Was also liegt näher, als die lebende Generation auch am materiellen Erfolg der Vorgängerinnen und Vorgänger teilhaben zu lassen?
Auch nach Ablauf der Schutzfristen soll für die Verwertung von Kunstwerken einschließlich ihrer Aufführungen eine Abgabe entrichtet werden. Sie soll den lebenden Künstlerinnen und Künstlern zugute kommen: Durch individuelle Förderung, durch Unterstützung wichtiger Projekte und durch ergänzende soziale Sicherung.

These 9
Das Urhebervertragsrecht hat eine wesentlich Voraussetzung zur Verbesserung der Situation von Urhebern gebracht. Die praktische Umsetzung zeigt bisher jedoch noch nicht die gewünschten Erfolge/Fortschritte

Das neue Urhebervertragsrecht ist erst seit dem 1. Juli 2002 in Kraft. Das Regelungsmodell basiert primär darauf, die Festlegung der angemessenen Vergütung den Beteiligten in den jeweiligen Branchen zu überlassen. Es versteht sich von selbst, dass eine solche Regelung eine gewisse Anlaufzeit braucht, ehe sie in der Praxis wirksam werden kann. Es ist also noch zu früh für eine abschließende Bilanzierung positiver oder negativer Entwicklungen. Nachholbedarf besteht allerdings für den Bereich der bildenden Kunst. Hier gilt es, Ausstellungsvergütungen in das Urheberrecht mit aufzunehmen.

(Stand: 30. April 2004)


































